[image: image1.png]Arbeitslosigkeit




[image: image1.png]

Arbeitslose haben bisher das Recht, selbst den Renteneintritt zu wählen. Unabhängig, ob sie dem §428 SGB III (Arbeitslosengeld unter erleichterten Voraussetzungen) zugestimmt haben oder nicht. Damit entscheidet der Arbeitslose selbst über eine eventuelle Rentenkürzung (Abschlag 0,3% pro Monat für vorzeitige Inanspruchnahme der Rente).

Die Bundesregierung hat beschlossen, dass Arbeitslosengeld II - Empfänger ab 01.01.2008 nicht mehr selbst entscheiden können, wann sie einen Rentenantrag stellen. Eine zwangsweise Verrentung ist damit per Gesetz möglich. Das kann für einen Betroffenen einen lebenslangen Rentenabschlag bis zu 18% bedeuten. Hinzu kommt, dass Langzeitarbeitslose durch die rigorose Kürzung der Rentenbeiträge und die fehlende Beitragszeit für die vorzeitige Inanspruchnahme der Rente weitere Rentenkürzungen hinnehmen müssen. 

Diese Regelung wurde im Dezember 2003 bereits beschlossen. Die detaillierten Regelungen finden sich im §5 Abs. 3 SGB II (Verhältnis zu anderen Leistungen).

Kaum vorstellbar war, dass eine sozialdemokratische und eine christliche Partei solch eine drastische Schweinerei (Rentenklau) ihren Wählern antun würde. Bestätigt wurde diese Ungeheuerlichkeit mit einer Antwort der Bundesregierung im Mai 2007 durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Minister Müntefering, auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linken.

Eine Zwangsverrentung kann ab 1. Januar 2008 beginnen. Aufgehalten wird sie nur dann, wenn Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr erreicht haben, die Zustimmung zu den Regelungen im §428 SGB III – bei Arbeitslosengeld II in Verbindung mit dem §65 SGB II – erklärt haben. Hierbei stimmt der Arbeitslose u. a. zu, dass er dem Arbeitsmarkt nicht mehr uneingeschränkt zur Verfügung steht und auf weitere Vermittlungsunterstützung durch Arbeitsagentur und JobCenter verzichtet. Damit schönt die Bundesregierung die Arbeitslosenstatistik.
Durch die Zwangsverrentung wird die Solidargemeinschaft der Rentenversicherten zusätzlich belastet. Hinzu kommt eine Mehrbelastung der Kommunen durch höhere Sozialleistungen (Sozialhilfe bzw. Grundsicherung) bei Renten unter der Höhe des „soziokulturellen Existenzminimums“.

Unser Tipp:

Wenn Sie das 58. Lebensjahr erreicht haben, sollten Sie im JobCenter Ihren Ansprechpartner aufsuchen. Erklären Sie dort bis spätestens 31. Dezember 2007 Ihre Bereitschaft zum Bezug von Arbeitslosengeld unter erleichterten Bedingungen (§428 SGB III in Verbindung mit §65 (4) SGB II). Damit vermeiden Sie die Zwangsverrentung nach der augenblicklichen Gesetzeslage.

Bei zusätzlichem Beratungsbedarf hilft Ihnen unsere Beratungsstelle nach vorheriger telefonischer Terminvereinbarung (siehe oben rechts).
Keine Zwangsverrentung von Langzeitarbeitslosen
Wir fordern die Bundesregierung auf bei Beibehaltung des § 65 (4) im Sozialgesetzbuch II, im Sozialgesetzbuch III beim § 428 Abs. 1 den 3.Satz ersatzlos zu streichen (Befristung bis 31.12.2007).

Ziel dieser Änderung soll es sein, auch weiterhin allen 58 jährigen Arbeitslosen den erleichterten Bezug von Arbeitslosengeld über den 01.01.2008 hinaus zu ermöglichen und damit gleichzeitig eine Zwangsverrentung von „Amts wegen“ zu verhindern.

Solange die Bundesregierung  nicht in der Lage ist, allen Arbeitswilligen und Arbeitsfähigen die Möglichkeit zu schaffen, sich ihren Lebensunterhalt zu verdienen, halten wir die geplante Zwangsverrentung von Arbeitslosen für ungerechtfertigt. Weiterhin sind wir der Auffassung, dass die Zwangsverrentung gegen den Artikel 14 Abs. 3 Grundgesetz verstößt. Die Zwangsverrentung ist eine Enteignung auf Lebenszeit, führt zur Altersarmut, belastet ungerechtfertigt die Rentenversicherung und das Wohl der Allgemeinheit durch zusätzliche Inanspruchnahme von Sozialleistungen.

Ich unterstütze diese Forderung
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Ausgefüllte Unterschriftslisten bitte (möglichst bis 1.12.2007) zurück an:
IG Metall - Arbeitskreis Arbeitslosigkeit 

Alte Jakobstraße 149; 10969 Berlin
Stand: September 2007 2007
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